
Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

 
Antrag 

 
der Fraktion Die Linke 
 

 
 
Erlittenes Unrecht gehörloser Menschen durch die Unterdrückung der Gebärden-
sprache anerkennen und aufarbeiten – Betroffene angemessen entschädigen! 
 
 
 
Der Landtag möge beschließen:  
 
I. Der Landtag stellt fest: 

1. Infolge des im Jahre 1880 auf dem Mailänder Kongress beschlossenen Vorzugs der 
Verwendung der Lautsprache für gehörlose Menschen, der seither in vielen Ländern 
als sogenanntes Gebärdensprachenverbot umgesetzt wurde, mussten viele gehör-
lose Menschen Unrecht, Diskriminierung, Benachteiligung und zum Teil auch Gewalt 
sowie ein damit verbundenes Leid erleben, was sich auf ihre persönliche Entwicklung 
und bis heute auf ihre Lebenslage ausgewirkt hat. 

2. Die Auswirkungen und Folgen dieser strukturellen Diskriminierung und Benach-
teiligung sowie des dabei begangenen Unrechts, das die betroffenen gehörlosen 
Menschen seither erfahren mussten, insbesondere in Bildungseinrichtungen, sind bis 
heute weder umfassend aufgearbeitet, noch öffentlich anerkannt oder gar 
angemessen entschädigt worden. 

3. Der Landtag würdigt an dieser Stelle die Lebensleistungen der gehörlosen Menschen, 
die über Jahrzehnte hinweg unter eingeschränkten sprachlichen Zugangsmöglich-
keiten sowie daraus resultierenden mangelnden Teilhabemöglichkeiten am Leben in 
der Gesellschaft zu leiden hatten. Sprachliche Barrieren bildeten dabei den zentralen 
Ausgangspunkt, wirkten jedoch weit über den sprachlichen Bereich hinaus und 
führten in vielen Fällen zu gesellschaftlicher Ausgrenzung sowie zu struktureller 
Diskriminierung und Benachteiligung.  

4. Der Beschlussfassung der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg folgend, 
die am 16. Juli 2025 als erstes Bundesland auf der Grundlage eines 
fraktionsübergreifenden Antrages das von gehörlosen Menschen erlittene Leid 
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anerkannt und die Betroffenen um Entschuldigung gebeten hat1, erkennt auch der 
Sächsische Landtag die von gehörlosen Menschen erfahrene Diskriminierung und 
Benachteiligung sowie das erlittene Unrecht und persönliche Leid an und bedauert 
die Umsetzung des sogenannten Gebärdensprachenverbots.  

5. Der Landtag erkennt weiterhin an, dass die Folgen dieser strukturellen Diskrimi-
nierung und Benachteiligung, insbesondere in Bildungseinrichtungen, bis heute nicht 
umfassend aufgearbeitet, anerkannt und entschädigt worden sind und setzt sich für 
eine den Bedürfnissen der Betroffenen entsprechende angemessene Aufarbeitung, 
Erinnerung und Entschädigung ein. 

6. Der Landtag bittet die betroffenen gehörlosen Menschen und deren Familien im 
Freistaat Sachsen für das erlittene Leid um Entschuldigung. 

II. Die Staatsregierung wird ausgehend von den Feststellungen des Landtages im 
Antragspunkt I. aufgefordert 

1. sich gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat für die schnellstmögliche 
Einrichtung eines auskömmlich finanzierten Entschädigungsfonds für gehörlose 
Menschen, die infolge des staatlich praktizierten Gebärdensprachenverbotes 
persönlich Diskriminierung, Benachteiligung, Unrecht, Gewalt und Leid insbesondere 
in Bildungseinrichtungen erfahren mussten, einzusetzen und diesbezügliche Initiative 
der Freien und Hansestadt Hamburg aktiv zu unterstützen. 

2. eine unabhängige wissenschaftliche Studie in Auftrag zu geben, um die Lebenslagen 
der vom staatlich praktizierten Gebärdensprachenverbot betroffenen gehörlosen 
Menschen zu erforschen sowie die Auswirkungen und Folgen der strukturellen 
Diskriminierung und des dabei begangenen Unrechts gegenüber gehörlosen 
Menschen aufzuarbeiten. 

3. zu prüfen, welche landesgesetzlichen Regelungen geschaffen werden können, um für 
gehörlose Menschen entsprechende Unterstützungsleistungen niedrigschwelliger zu 
ermöglichen und die erforderlichen finanziellen Leistungen zum Nachteilsausgleich 
auskömmlich zu gestalten. 

4. dem Landtag zum Internationalen Tag der Gebärdensprache am 23. September 2027 
über die nach den Antragspunkten 1 bis 3 ergriffenen Maßnahmen und deren 
Ergebnisse ausführlich zu berichten.  

 
 
 
 
 

 

 
1 https://www.buergerschaft-
hh.de/parldok/dokument/91431/23_00821_unterstuetzung_der_gehoerlosen_menschen_in_hamburg_fuer_ihren_ka
mpf_um_anerkennung_aufarbeitung_von_erlittenem_leid_und_foerderung_niedrigschwelliger_  

https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/91431/23_00821_unterstuetzung_der_gehoerlosen_menschen_in_hamburg_fuer_ihren_kampf_um_anerkennung_aufarbeitung_von_erlittenem_leid_und_foerderung_niedrigschwelliger_
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/91431/23_00821_unterstuetzung_der_gehoerlosen_menschen_in_hamburg_fuer_ihren_kampf_um_anerkennung_aufarbeitung_von_erlittenem_leid_und_foerderung_niedrigschwelliger_
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/91431/23_00821_unterstuetzung_der_gehoerlosen_menschen_in_hamburg_fuer_ihren_kampf_um_anerkennung_aufarbeitung_von_erlittenem_leid_und_foerderung_niedrigschwelliger_


3 

Begründung: 

Die Auseinandersetzungen und Konflikte um gebärdensprachliche und lautsprachliche 
Ansätze für die Sprache gehörloser Menschen reichen weit in die Geschichte zurück und 
fanden im späten 19. Jahrhundert ihren unrühmlichen Abschluss – mit weitreichenden, bis 
heute fortwirkenden Folgen für die betroffenen Menschen. „Dieser Konflikt kulminierte im 
Mailänder Kongress von 1880, auf dem die ausschließliche Lautsprachmethode offiziell 
beschlossen wurde. Gebärdensprache wurde damit europaweit aus dem Unterricht 
verdrängt. […] Diese Entscheidung markierte keinen abrupten Bruch, sondern die 
institutionelle Festschreibung einer bereits länger wirkenden Entwicklung. In der Folge 
wurde Gebärdensprache europaweit aus dem Schulunterricht verbannt, während 
anhaltende Kritik aus der Gehörlosengemeinschaft und von einzelnen Gehörlosenlehrern 
(z.B. Johannes Heidsiek) weitgehend ignoriert wurde.“2 Der dabei von 150 nahezu 
ausschließlich hörenden Pädagogen gefasste Beschluss, die Lautsprachmethode, den 
sogenannten Oralismus, einzuführen und die  Gebärdensprache im Unterricht zu verbieten, 
wurde in der Folgezeit in vielen Ländern als Gebärdensprachenverbot staatlich umgesetzt 
und praktiziert. Diese Sprachpraxis setzte sich in der Bundesrepublik Deutschland ebenso 
wie auch in der Deutschen Demokratischen Republik fort. Sie betraf sowohl staatliche 
Schulen als auch Schulen in privater oder kirchlicher Trägerschaft.  
„Erst seit den späten 1960er Jahren ist ein langsamer Gegenprozess erkennbar. In der 
Deutschen Gehörlosen-Zeitung erschienen zunehmend Beiträge, die die Anerkennung der 
Gebärdensprache einforderten. Diese Entwicklung mündete 1973 in eine Resolution des 
Bundestages des Deutschen Gehörlosen-Bundes, in der die Einführung der Gebärde zur 
Unterstützung des Lautsprachunterrichts gefordert wurde. Gleichwohl blieb die orale 
Methode im schulischen Kontext weiterhin institutionell abgesichert, wie der Bericht der 
Bodenseeländertagung 1977 zeigt, in dem die Gebärdensprache nahezu vollständig 
ausgeblendet wurde. Auch dokumentierte Fälle von Gewalt und Missbrauch führten nicht 
zu einer grundlegenden Infragestellung des oralistischen Systems.“3 
„Gleichwohl muss festgehalten werden, dass das Ziel der rein lautsprachlichen Erziehung 
in der Praxis spätestens ab den 1970er-Jahren zunehmend aufgeweicht wurde. Aufgrund 
des geringen Erfolgs dieser Methode griffen kreative Lehrkräfte immer öfter auf visuelle 
Kommunikationsmittel wie Bilder, Filme und Fingeralphabete als Alternativlösung zurück. 
Damit unterwanderten sie den Anspruch eines rein lautsprachlichen Schulunterrichts, der 
dennoch während der gesamten Zeit der DDR die maßgebende Leitlinie blieb.“4 
Erst mit der Verabschiedung des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) im April 2002 
wurde die Deutsche Gebärdensprache (DGS) mit der Regelung im § 6 Absatz 1 BGG als  
eigenständige Sprache rechtlich anerkannt. Mit der Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtskonvention durch die Bundesrepublik Deutschland am 24. Februar 2009 sind deren 
Regularien seit dem 26. März 2009 geltendes Recht, darunter auch die Verpflichtung zur 
Erleichterung des Erlernens der Gebärdensprache (Beschulung in Gebärdensprache) und 
zur Förderung der sprachlichen Identität von gehörlosen Menschen. 

 
2 https://gehoerlosenbund.de/wp-content/uploads/2026/05/FINAL_Abschlussbericht_DGB-Korrigiert_Neu.pdf, Seite 14  
3 Ebenda, Seite 17 
4 https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/de/recherche/dossiers/zwischen-bevormundung-und-teilhabe-menschen-mit-
behinderungen-der-ddr/taube-und-schwerhoerige-Menschen-in-der-DDR  

https://gehoerlosenbund.de/wp-content/uploads/2026/05/FINAL_Abschlussbericht_DGB-Korrigiert_Neu.pdf
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/de/recherche/dossiers/zwischen-bevormundung-und-teilhabe-menschen-mit-behinderungen-der-ddr/taube-und-schwerhoerige-Menschen-in-der-DDR
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/de/recherche/dossiers/zwischen-bevormundung-und-teilhabe-menschen-mit-behinderungen-der-ddr/taube-und-schwerhoerige-Menschen-in-der-DDR
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Am 20. Juli 2010 hob die in Vancouver tagende Internationale Konferenz zur Bildung und 
Erziehung Gehörloser (ICED) die Beschlüsse des Mailänder Kongresses von 1880 
endgültig auf und beschloss dazu: „Alle Beschlüsse vom Mailänder Kongress, welche die 
Einbeziehung der Gebärdensprache in Bildungsprogrammen für gehörlose Studenten 
untersagten, werden zurückgewiesen. Die negativen Folgen des Mailänder Kongresses 
werden mit Bedauern zur Kenntnis genommen. Alle Nationen sind dazu aufgerufen, dass 
die Bildungsprogramme für Gehörlose alle Sprachen und alle Kommunikationsformen 
respektieren.“ 5 
Die bis heute festzustellenden Symptome und Folgewirkungen des Gebärdensprachen-
verbots für die betroffenen gehörlosen Menschen sind ebenso vielfältig wie tiefgreifend: 
bildungsbezogene Symptome, psychische Symptome, soziale und kommunikative Folgen, 
familiäre und generationelle Folgen sowie langfristige psychosoziale Folgen.6  
„Die dokumentierten Folgen für die Betroffenen sind weitreichend: Dazu zählen stark 
eingeschränkte Schulbildung, chronische Angstzustände, geringes Selbstwertgefühl, 
soziale Isolation, anhaltende Kommunikationsprobleme sowie ein erhöhtes Risiko für 
depressive Krisen und emotionale Erschöpfung – Symptome, die bis ins Seniorenalter 
nachwirken.“7 Für die Betroffenen bedeutete dies: geringe Bildungsabschlüsse, schlechtere 
Berufschancen, spürbar niedrigere Einkommen und Rentenansprüche. Neben diesen 
erheblichen ökonomisch-finanziellen Folgen erschwerte die mit dem Gebärdensprachen-
verbot einhergehende Sprachdeprivation den Spracherwerb für gehörlose Menschen mit 
weitergehenden Problemen insbesondere bei der emotionalen, sprachlichen und sozialen 
Entwicklung, beim Erklären von Situationen und Emotionen. Alle diese Folgen und Spät-
folgen wirken bei den Betroffenen bis heute nach und fort.  
Ausgehend vom Benachteiligungsverbot des Artikels 3 des Grundgesetzes, nach dem  
niemand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden darf, ist es nach Auffassung der 
Fraktion Die Linke höchste Zeit, für eine öffentliche Entschuldigung gegenüber den 
gehörlosen Menschen, die unter dem Gebärdensprachenverbot Unrecht, Diskriminierung, 
Benachteiligung, Gewalt und persönliches Leid erfahren haben, sowie für eine bundesweite 
Regelung, die dieses Unrecht anerkennt und die Betroffenen angemessen entschädigt.  
Mit der dazu begehrten Errichtung des Entschädigungsfonds für die vom Gebärdenspra-
chenverbot betroffenen gehörlosen Menschen durch den Bund, der die Entschädigung 
bundeseinheitlich und unbürokratisch regeln soll, kann diese seit Langem bestehende 
erhebliche Gerechtigkeitslücke im Interesse der Betroffenen geschlossen werden.  

Dresden, den 12.08.2026  
 
 
 
 
Susanne Schaper 
Fraktionsvorsitzende 

 
5 https://www.gebaerdensprache-lernen.de/2010/08/meilenstein-in-der-bildung-gehorloser-erreicht/  
6 a.a.O., Seiten 31, 32 
7 https://www.taubenschlag.de/2026/06/abschlussbericht-unterdrueckung-der-deutschen-gebaerdensprache-und-ihre-
lebenslangen-gesundheitlichen-folgen/  

Unterschrieben von
SUSANNE SCHAPER
am 12.08.2026

https://www.gebaerdensprache-lernen.de/2010/08/meilenstein-in-der-bildung-gehorloser-erreicht/
https://www.taubenschlag.de/2026/06/abschlussbericht-unterdrueckung-der-deutschen-gebaerdensprache-und-ihre-lebenslangen-gesundheitlichen-folgen/
https://www.taubenschlag.de/2026/06/abschlussbericht-unterdrueckung-der-deutschen-gebaerdensprache-und-ihre-lebenslangen-gesundheitlichen-folgen/

		2026-08-12T13:42:14+0200




